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Wir fahren seit 10 Jahren regelmäßig in die Türkei, wo wir uns mit Ärztinnen, Gewerkschaftern, Menschenrechtlern und Politikern treffen. Kontinuierliche Kontakte bestehen in Istanbul, Izmir, Adana und Diyarbakir. Weitere Stationen unserer Reisen sind Ankara, Van, Hakari, Tunceli, Gaziantep, Urfa, Viransehir, Batman, Hasankeyf, Nuseybin, Mardin und Midyat. Wir haben dadurch ein aktuelles und realistisches Bild von den Lebensbedingungen und der medizinischen Versorgung in der Türkei. Zu unserer Arbeitsgruppe gehören Mitglieder der deutsch-türkischen Psychiatriegesellschaft und Ärztinnen aus verschiedenen psychosozialen Zentren, die hier in Deutschland mit traumatisierten Flüchtlingen arbeiten. Eine Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie arbeitet als Supervisorin in Izmir und bietet Fortbildung bei Psychiatern und Psychologen in Diyarbakir an.In der Türkei wird eine gute Medizin nach westlichen Standards betrieben und alle Krankheiten können adäquat diagnostiziert und behandelt werden. Es gibt ein großes West/Ost Gefalle im Land auch in Bezug auf die medizinische Versorgung. Das hat dazu gefuhrt, daß die Säuglingssterblichkeit in den kurdischen Gebieten im Südosten so hoch ist, wie in den ärmsten Entwicklungsländern. Die gute Medizin ist für kurdische Flüchtlinge unerreichbar. In ihre Dörfer können sie in der Regel nicht zurück, weil diese entweder zerstört sind oder weil die Gründe für die Flucht fortbestehen. Die Gesundheitsstationen, die es früher in vielen Dörfern gab, sind zerstört oder nicht besetzt. In einer großen Stadt wie Diyarbakir arbeiten von ehemals über dreihundert Gesundheitsstationen gerade noch dreißig, meist ohne Arzt und technische Hilfsmittel, obwohl sich die Bevölkerung durch Krieg und Landflucht vervielfacht hat. In den Städten leben die meisten kurdischen Flüchtlinge in Slums unter erbärmlichen Bedingungen. Es gibt keine Arbeit. Manchmal können Kinder und Frauen für einen Hungerlohn Ji einer Textilfabrik arbeiten, die Kinder auch als Straßenverkäufer.

Es gibt für diese Menschen kein „soziales Netz". Für Bedürftige gibt es eine Krankenversichertenkarte, die Yesil Keirt, die zur Notfallbehandlung in staatlichen Krankenhäusern und Gesundheitsstationen berechtigt. Meist müssen die Patienten vor der Behandlung trotz der Kart bestimmte Gebühren entrichten. Diese sind zwar nicht hoch, für Menschen ohne Einkommen aber trotzdem eine Hürde. Die zur Behandlung nötigen Medikamente werden von einigen Apotheken zur Zeit gegen eine Eigenbeteiligung von 20% an Yesil-Kart Patienten abgegeben.. Der Bürgermeister von Batman berichtete uns bei unserem letztjährigen Besuch, dass 70% der Menschen in Batman ohne jede soziale Sicherung leben. 100 000 Menschen hätten eine Yesil Kart,

250 000 nicht einmal die. Für die Yesil Kart muß man die Besitzlosigkeit nachweisen. Früher wurde sie vom Gesundheitsamt ausgestellt, jetzt vom Gouverneur. Man braucht eine Meldebestätigung, einen Besitznachweis von der Gendarmerie und ein polizeiliches Führungszeugnis. Dort trauen sich die Menschen aufgrund persönlicher schlechter Erfahrung oft nicht hin. Sie müssen angeben, woher sie kommen. Wenn sie angeben, dass sie aus ihrem Dorf vertrieben wurden, werden sie als PKK-Sympathisanten beschimpft u:id geschlagen. Viele der Vertriebenen besaßen ein Haus und Land. Nachfragen im Heimatdorf ergeben, daß sie dort weiter als Besitzer eingetragen sind. Sie sind also nicht besitzlos, auch wenn sie diesen Besitz weder nutzen noch veräußern können. Außerdem sind die Leistungen nach der Yesil Kart so gering, dass die Leute dafür Gefahr und Mühe nicht auf sich nehmen. Für die Flüchtlinge in den Metropolen, die nicht in ihre Dörfer zurückkehren können, ist die Situation noch schwieriger. Auf dem Papier gibt es auch für sie die Möglichkeit, eine Yesil Kart zu beantragen. Es besteht auf diese Kart kein Rechtsanspruch und alle unsere Gesprächspartner haben uns versichert, dass kurdische Flüchtlinge die Kart nicht bekommen. Auf dem Papier gibt es auch die Möglichkeit, dass der Staat in Härtefällen die Medikamentenkosten übernimmt. In keinem einzigen Fall konnten unsere Gesprächspartner vor Ort das bestätigen.
Auf dem Papier hat es in den letzten beiden Jahren in der Türkei Verbesserungen gegeben. Es gab eine Reihe von neuen Gesetzen, die wirtschaftliche Situation scheint sich zu stabilisieren. Auf dem Land, bei den Flüchtlingen, besonders im Südosten ist davon aber noch nichts angekommen. Im Public Health Department der Universität Izmir haben wir bei einem Besuch im September 2005 die Auswirkungen der Privatisierung im Gesundheitswesen erlebt. Für mittellose Menschen wird der Zugang zur Gesundheitsversorgung immer weiter erschwert. Eine Basisversorgung findet kaum noch statt.
